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Widerspruch gegen die Beendigung der Hilfe für junge Volljährige für mich (s. o.), hilfsweise Antrag 
auf Hilfe für junge Volljährige 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
O Ihren schriftlichen Beendigungsbescheid habe ich erhalten. 

O Da der Verwaltungsakt ohne korrekte Rechtsbehelfsbelehrung erfolgte, beträgt die Widerspruchsfrist 
ein Jahr (zur Erläuterung: s. Anlage). 

O Sie haben mir mitteilen lassen, dass meine laufende Hilfe für junge Volljährige beendet werden soll. 
Gemäß § 31 SGB X ist ein Verwaltungsakt jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche 
Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts 
trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. Außerdem kann ein 
Verwaltungsakt gem. § 33 Abs. 2 SGB X schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer Weise 
erlassen werden. Deshalb betrachte ich die von Ihnen geäußerte Absicht, meine Hilfe für junge 
Volljährige zu beenden, als Verwaltungsakt, selbst wenn Ihre Mitteilung nicht in Schriftform und 
ohne korrekte Rechtsbehelfsbelehrung erfolgt ist.  

 
 
O         Ich erhebe Widerspruch gegen die Beendigung meiner Hilfe. 
 
Gründe: 
 
O Es ist nicht zulässig eine laufende Eingliederungshilfe oder Hilfe zur Erziehung zu beenden, ohne in 

einem fachgerecht durchgeführten Hilfeplangespräch gem. § 36 SGB VIII festgestellt zu haben, dass 
kein pädagogischer Bedarf mehr für die Hilfe vorliegt. Eine notwendige, wenn auch nicht allein 
ausreichende Voraussetzung für eine fachgerecht durchgeführte Hilfeplankonferenz ist die 
Anwesenheit der/des Leistungsberechtigten. Im vorliegenden Fall liegt diese Voraussetzung nicht 
vor, ich konnte meine Partizipationsrechte nicht nutzen. Die Voraussetzungen des § 48 SGB X für die 
Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung bei Änderung der Verhältnisse sind nicht 
gegeben. 
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O Es wurde von Seiten des Jugendamtes argumentiert, dass eine „Tiefenprüfung“ im Jugendamt 
stattgefunden habe, bei der die Beendigung der Leistung beschlossen worden sei. Eine Tiefenprüfung 
genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen des § 36 SGB VIII. Die Voraussetzungen des § 48 SGB X 
für die Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung bei Änderung der Verhältnisse sind 
nicht gegeben. 

O Die Beendigung einer Hilfe muss gem. § 41 Abs. 3 SGB VIII ab einem Jahr vor dem hierfür im Hilfeplan 
vorgesehenen Zeitpunkt dahingehend überprüft werden, ob in Hinblick auf den Bedarf des jungen 
Menschen ein Zuständigkeitsübergang auf andere Sozialleistungsträger in Betracht kommt. In 
meinen bisherigen Hilfeplänen wurde jedoch bisher kein Zeitpunkt für die Beendigung der Hilfe 
erwähnt. 

O Ich wurde der Personengruppe des § 35a SGB VIII zugeordnet. Eine Beendigung der Leistung verstößt 
gegen die Anforderungen der §§ 20 f. SGB X, wenn weder meine Zustimmung zur Beendigung 
vorliegt noch eine aktuelle Stellungnahme gem. § 35a Abs. 1a SGB VIII eingeholt wurde. Die 
Voraussetzungen des § 48 SGB X für die Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung bei 
Änderung der Verhältnisse sind nicht gegeben. 

O Weitere Gründe: siehe Beiblatt. 

 
Bitte beachten Sie, dass mein Widerspruch gem. § 80 VwGO eine aufschiebende Wirkung entfaltet und 
das Jugendamt deshalb verpflichtet ist, die Leistungen des für mich tätigen Leistungserbringers sowie 
alle mit der Hilfe für junge Volljährige verbundenen Leistungen gem. § 39 f. SGB VIII weiter pünktlich 
und in voller Höhe zu zahlen. 
 
Ich halte eine stationäre Hilfe für junge Volljährige für mich weiterhin für geeignet und notwendig, 
meine Persönlichkeitsentwicklung gewährleistet noch keine selbstbestimmte, eigenverantwortliche und 
selbständige Lebensführung. 
Ich werde bei allen kommenden Hilfeplankonferenzen und sonstigen Gesprächen eine gem. § 13 SGB X 
bevollmächtigte Person und/oder eine Vertrauensperson gem. § 10a SGB VIII mitbringen, ich bitte um 
Beachtung bei der Auswahl eines geeigneten Raums. 
 
Sollten Sie diesen Widerspruch ablehnen, fordere ich hiermit zu einer ausführlichen, schriftlichen 
Begründung unter Darlegung der von Ihnen herangezogenen Rechtsgrundlagen auf. 
 
Bitte bestätigen Sie mir schriftlich den Eingang dieses Widerspruchs. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

      
 Unterschrift 

Підпис 

    

      

 


